
In dieser Hinsicht habe das Gericht den Vergleich der 
Zeichen auf der Grundlage der Wertschätzung und/oder 
hohen Unterscheidungskraft der Marke „Rioja“ vor­
genommen, die im Verfahren nicht nachgewiesen wor­
den seien. 

B. Als zweiter Rechtsmittelgrund wird ein Verstoß gegen, ent­
sprechend, Art. 43 der Verordnung (EG) Nr. 40/94 ( 5 ) (jetzt 
Art. 42 GMV) geltend gemacht. 

Das Gericht habe aufgrund der Erklärung über die zukünf­
tige Benutzung der angemeldeten Marke eine Einschränkung 
des Verzeichnisses der tatsächlich beanspruchten Waren und 
Dienstleistungen vorgenommen, was nach Art. 42 Abs. 2 
GMV nur bei seit mindestens fünf Jahren eingetragenen 
Marken und nur nach vorangehendem Nachweis der Benut­
zung auf Verlangen des Inhabers der angegriffenen Marke 
zulässig sei. 
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Klage, eingereicht am 4. August 2010 — Europäische 
Kommission/Königreich Belgien 

(Rechtssache C-397/10) 

(2010/C 301/10) 

Verfahrenssprache: Französisch 

Parteien 

Klägerin: Europäische Kommission (Prozessbevollmächtigte: J.-P. 
Keppenne und I. V. Rogalski) 

Beklagter: Königreich Belgien 

Anträge 

Die Klägerin beantragt, 

— festzustellen, dass das Königreich Belgien dadurch gegen 
seine Verpflichtungen aus Art. 56 AEUV verstoßen hat, 
dass es an die Tätigkeit von Zeitarbeitsagenturen folgende 
Anforderungen stellt: die Ausschließlichkeit der Tätigkeit der 
Arbeitsvermittlung als Gesellschaftszweck des Unternehmens 
(im Gebiet der Region Brüssel-Hauptstadt), eine bestimmte 
Rechtsform (im Gebiet der Region Brüssel-Hauptstadt) und 
ein Mindestgesellschaftskapital von 30 987 Euro (in der 
Region Flandern); 

— dem Königreich Belgien die Kosten aufzuerlegen. 

Klagegründe und wesentliche Argumente 

Die Kommission stützt ihre Klage auf drei Gründe, mit denen 
sie einen Verstoß gegen Art. 56 des Vertrags über die Arbeits­
weise der Europäischen Union rügt. 

Erstens stelle das Erfordernis der Ausschließlichkeit der Tätigkeit 
der Arbeitsvermittlung als Gesellschaftszweck des Unterneh­
mens ein bedeutendes Hindernis für in anderen Mitgliedstaaten 
ansässige Unternehmen dar, die dort andersartige Tätigkeiten 
ausüben dürften. Diese Maßnahme zwinge diese Unternehmen 
nämlich, ihre Satzung zu ändern, um — auch nur zeitweilig — 
in der Region Brüssel-Hauptstadt eine Dienstleistung zu erbrin­
gen. 

Zweitens stelle das Erfordernis, eine bestimmte Rechtsform oder 
einen bestimmten Rechtsstatus zu besitzen, für ein in einem 
anderen Mitgliedstaat ansässiges Unternehmen eine bedeutende 
Beschränkung der Dienstleistungsfreiheit dar. Das vom Beklag­
ten als Rechtfertigung angeführte Ziel des Arbeitnehmerschutzes 
könne nämlich auch durch weniger restriktive Maßnahmen er­
reicht werden, wie die Verpflichtung der Unternehmen, nach­
zuweisen, dass sie über eine geeignete Versicherung verfügen. 

Drittens schließlich wendet sich die Klägerin gegen die von der 
Region Flandern aufgestellte Verpflichtung, ein Gesellschafts­
kapital von mindestens 30 987 Euro zu halten, da dieses Erfor­
dernis bewirke, dass einige in anderen Mitgliedstaaten ansässige 
Unternehmen sich veranlasst sehen könnten, ihr Gesellschafts­
kapital zu ändern, um in Belgien — auch nur zeitweilig — eine 
Dienstleistung zu erbringen. Das vom Beklagten verfolgte Ziel 
des Arbeitnehmerschutzes könne jedoch auch durch weniger 
einschränkende Maßnahmen wie die Stellung einer Garantie 
oder den Abschluss eines Versicherungsvertrags erreicht werden. 

Rechtsmittel, eingelegt am 6. August 2010 von Mediaset 
SpA gegen das Urteil des Gerichts (Zweite Kammer) vom 
15. Juni 2010 in der Rechtssache T-177/07, Mediaset 
SpA/Europäische Kommission, unterstützt durch Sky 

Italia Srl 

(Rechtssache C-403/10 P) 

(2010/C 301/11) 

Verfahrenssprache: Englisch 

Verfahrensbeteiligte 

Rechtsmittelführerin: Mediaset SpA (Prozessbevollmächtigte: K. 
Adamantopoulos, Dikigoros, und G. Rossi, avvocato) 

Andere Verfahrensbeteiligte: Europäische Kommission, Sky 
Italia Srl 

Anträge 

Die Rechtsmittelführerin beantragt, 

— das Urteil des Gerichts vom 15. Juni 2010 in der Rechts­
sache T-177/07 aufzuheben;
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